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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

12 — 52105 — 2853/59 


Bonn, den 14. Mai 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zum Abkommen vom 
23. August 1958 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und dem Großherzogtum 
Luxemburg zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung und über gegenseitige Amts- und 
Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen sowie der 
Gewerbesteuern und der Grundsteuern 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Abdrucke des Abkommens sowie des Schiußprotokolls und 
des Notenwechsels nebst einer Denkschrift zum Abkommen 
liegen diesem Schreiben bei. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 8. Mai 1959 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zum Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, 
daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 


Druck: Bimdesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zum Abkommen vom 23. August 1958 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Großherzogtum Luxemburg 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das. folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Luxemburg am 23. August 1958 Unter- 
zeichneten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Großherzogtum Luxemburg 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und über 
gegenseitige Amts- und Rechtshilfe auf dem Ge- 
biete der Steuern vom Einkommen und vom Ver- 
mögen sowie der Gewerbesteuern und der Grund- 
steuern einschließlich des Schlußprotokolls zu 
diesem Abkommen wird zugestimmt. Das Abkom- 


men nebst Schlußprotokoll wird nachstehend veröf- 
fentlicht. 

Artikel 2 

Das Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen einschließ- 
lich des Schlußprotokolls zu diesem Abkommen 
nach Artikel 28 Abs. 1 des Abkommens in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugebon. 


Begründung 

Zu Artikel 1 

Die Zustimmung des Bundestages ist nach Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes erforderlich, weil 
das Abkommen sich auf Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen sowie auf die Realsteuern und 
damit auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung 
bezieht. Die Zustimmung des Bundesrates ist nach 
Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, 
weil das Aufkommen aus den vom Abkommen be- 
troffenen Steuern gemäß Artikel 106 des Grund- 
gesetzes ganz oder zum Teil den Ländern und den 
Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen nebst Schlußprotokoll soll sich ge- 
mäß dem Notenwedisel vom 23. August 1958 auch 
auf das Land Berlin erstrecken. Das Gesetz erhält 
deshalb die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 

Diese Vorschrift entspricht den Erfordernissen des 
Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Absatz 2 

Der Zeitpunkt, an dem das Abkommen einschließ- 
lich des Schlußprotokolls nach Artikel 28 Abs. 1 des 
Abkommens in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Großherzogtum Luxemburg 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und über gegenseitige Amts- und 
Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

IHRE KÖNIGLICHE HOHEIT 
DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG 

SIND, von dem Wunsche geleitet, auf dem Gebiete der 
Sleuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie der 
Gewerbesteuern und der Grundsteuern Doppelbesteue- 
rungen zu vermeiden und Grundsätze über gegenseitige 
Amts- und Rechtshilfe aufzustellen, übereingekommen, 
das nadistehende Abkommen abzuschließen. Zu diesem 
Zwecke haben zu Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland: 

Herrn Karl Graf von Spreti, 

Botschafter der Bundesrepublik Deutschland 
in Luxemburg, 

Ihre Königliche Hoheit die Großherzogin von Luxemburg: 

Herrn Joseph B e c h , 

Minister der Auswärtigen Angelegenheiten, 
und 

Herrn Pierre Werner, 

Minister der Finanzen, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 

Artikel 1 

(1) Dieses Abkommen gilt für Steuern, die nach der 
Gesetzgebung jedes der beiden Vertragstaaten unmittel- 
bar vom Einkommen oder vom Vermögen oder als Ge- 
werbesteuern oder Grundsteuern für die Vertragstaaten, 
die Länder, die Gemeinden oder Gemeindeverbände 
{auch in Form von Zuschlägen) erhoben werden. 

(2) Steuern im Sinne dieses Abkommens sind: 

1. in der Bundesrepublik Deutschland: 

a) die Einkommensteuer, 

b) die Körperschaftsteuer, 

c) die Abgabe Notopfer Berlin, 

d) die Vermögensteuer, 

e) die Gewerbesteuer, 

f) die Grundsteuer; 

2. im Großherzogtum Luxemburg: 

a) die Einkommensteuer, 

b) die Körperschaftsteuer, 

c) die besondere Steuer von Tantiemen, 

d) die Vermögensteuer, 

e) die Gewerbesteuer, 

f) die Grundsteuer. 

(3) Das Abkommen ist auf jede andere ihrem Wesen 
nach gleiche oder ähnliche Steuer anzuwenden, die nach 
seiner Unterzeichnung in einem der Vertragstaaten ein- 
geführt wird. 


(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer- 
den sich über die Einführung neuer Steuern, wesentliche 
Änderungen oder die Aufhebung bestehender Steuern, 
die von diesem Abkommen betroffen werden, unterrich- 
ten. 

Artikel 2 

(1) Soweit sich aus dem Zusammenhang nichts anderes 
ergibt, bedeuten für die Zwecke dieses Abkommens: 

1. der Begriff „Person" sowohl natürliche als auch 
juristische Personen; Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die als solche der Besteue- 
rung wie eine juristische Person unterliegen, 
gelten als juristische Personen; 

2. der Begriff „Betriebstätte" eine feste Geschäfts- 
einrichtung, in der die Tätigkeit des Unterneh- 
mens ganz oder teilweise ausgeübt wird; 

a) Als Betriebstätten gelten insbesondere: 
aa) ein Ort der Leitung, 

bb) eine Zweigniederlassung, 
cc) eine Geschäftsstelle, 
dd) eine Fabrikationsstätte, 
ee) eine Werkstätte, 

ff) ein Bergwerk, ein Steinbruch oder eine 
andere Stätte der Ausbeutung von Boden- 
schätzen, 

gg) eine Bauausführung oder Montage, deren 
Dauer sechs Monate überschreitet. 

b) Als Betriebstätten gelten nicht: 

aa) die Benutzung von Einrichtungen aus- 
schließlich zur Lagerung, Ausstellung oder 
Auslieferung von dem Unternehmen ge- 
hörenden Gütern oder Waren, 
bb) das Unterhalten eines Bestandes von dem 
Unternehmen gehörenden Gütern oder 
Waren ausschließlich zur Lagerung, Aus- 
stellung oder Auslieferung, 
cc) das Unterhalten eines Bestandes von dem 
Unternehmen gehörenden Gütern oder 
Waren ausschließlich zur Bearbeitung 
oder Verarbeitung durch ein anderes 
Unternehmen, 

dd) das Unterhalten einer festen Geschäfts- 
einrichtung ausschließlich zum Einkauf 
von Gütern oder Waren oder zur Be- 
schaffung von Informationen für das 
Unternehmen, 

ee) das Unterhalten einer festen Geschäfts- 
einrichtung ausschließlich zur Werbung, 
zur Erteilung von Auskünften, zur wis- 
senschaftlichen Forschung oder zur Aus- 
übung ähnlicher Tätigkeiten, die für das 
Unternehmen vorbereitender Art sind 
oder eine Hilfstätigkeit darstellen. 

c) Eine Person, die in einem der Vertragstaaten 
für ein Unternehmen des anderen Staates 
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tätig ist — mit Ausnahme eines unabhängi- 
gen Vertreters im Sinne des Buchstabens d — 
gilt als eine in dem erstgenannten Staate 
belegene Betriebstätte, wenn sie eine Voll- 
macht besitzt, im Namen des Unternehmens 
in diesem Staate Verträge abzuschließen, und 
diese Vollmacht dort gewöhnlich ausübt, es 
sei denn, daß sich ihre Tätigkeit auf den 
Einkauf von Gütern oder Waren für das 
Unternehmen beschränkt. 

d) Ein Unternehmen eines der Vertragstaaten 
wird nicht schon deshalb so behandelt, als 
habe es eine Betriebstatte in dem anderen 
Staate, v/eil es dort Geschäftsbeziehungen 
durch einen Makler, einen Kommissionär oder 
einen anderen unabhängigen Vertreter unter- 
hält, sofern diese Person im Rahmen ihrer 
ordentlichen Geschäftstätigkeit handelt. 

e) Die Tatsache, daß eine Gesellschaft mit Wohn- 
sitz in einem der Vertragstaaten eine Gesell- 
schaft beherrscht oder von einer Gesellschaft 
beherrscht wird, die in dem anderen Staat 
ihren Wohnsitz hat oder dort (entweder über 
eine Betriebstätte oder in anderer Weise) 
Geschäftsbeziehungen unterhält, macht für 
sich allein die eine der beiden Gesellschaften 
nicht zur Betriebstätte der anderen Gesell- 
schaft. 

3. der Begriff „zuständige Behörde" in der Bundes- 
republik Deutschland den Bundesminister der 
Finanzen, im Großherzogtum Luxemburg den 
Minister der Finanzen oder seinen bevollmäch- 
tigten Vertreter-, 

4. der Begriff „Staatsangehörige" 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland; 
alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland; 

b) in bezug auf das Großherzogtum Luxemburg: 
alle luxemburgischen Staatsangehörigen; 

Als Staatsangehörige gelten auch Juristische 
Personen, die nach dem in dem einen oder ande- 
ren Vertragstaate geltenden Recht errichtet sind. 

5. der Begriff „Unternehmen eines der Vertrag- 
staaten" oder „Unternehmen des anderen Staa- 
tes" ein gewerbliches Unternehmen, das von 
einer Person mit Wohnsitz in der Bundesrepublik 
Deutschland oder von einer Person mit Wohnsitz 
im Großherzogtum Luxemburg betrieben wird, 
wie es der Zusammenhang erfordert. 

(2) Bei der Anwendung dieses Abkommens durch einen 
der Vertragstaaten wird jeder Begriff, der nicht in diesem 
Abkommen bestimmt worden ist, die Auslegung erfahren, 
die sich aus den Gesetzen ergibt, die in dem Vertragstaat 
in Kraft sind und sich auf Steuern im Sinne dieses Ab- 
kommens beziehen, falls der Zusammenhang keine andere 
Auslegung erfordert. 

Artikel 3 

(1) Eine natürliche Person hat einen Wohnsitz im Sinne 
dieses Abkommens in dem Vertragstaat, in dem sie eine 
Wohnung hat unter Umständen, die darauf schließen 
lassen, daß sie die Wohnung beibehalten und benutzen 
wird. 

(2) Wenn eine natürliche Person in keinem der Ver- 
tragstaaten eine Wohnung unter den in Absatz 1 be- 
zeichneten Umständen, aber in einem der Staaten einen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat, so gilt der gewöhnliche 
Aufenthalt als Wohnsitz im Sinne dieses Abkommens. 
Den gewöhnlichen Aufenthalt hat jemand in einem Staate, 


wenn er sich dort unter Umständen aufhält, die erkennen 
lassen, daß er in diesem Staate nicht nur vorübergehend 
verweilt. 

(3) Hat eine natürliche Person nach den vorhergehen- 
den Absätzen ihren Wohnsitz in beiden Vertragstaaten, 
so hat sie ihren Wohnsitz im Sinne der Artikel 4 bis 19 
dieses Abkommens in dem Vertragstaate, zu dem die 
stärkeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen 
bestehen (Mittelpunkt der Lebensinteressen) Läßt sich 
der Mittelpunkt der Lebensinteressen nicht feststellen, 
werden die zuständigen Behörden der Vertragstaaten 
sich nach Artikel 26 verständigen. 

(4) Eine natürliche Person, die an Land weder eine 
Wohnung unter den in Absatz 1 bezeichneten Umständen 
noch den gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne des Ab- 
satzes 2 hat, sondern sich gewöhnlich an Bord eines zu 
einem Unternehmen gehörenden Schiffes aufhält, hat 
ihren Wohnsitz im Sinne dieses Abkommens in dem 
Vertragstaat, in dem sich der Ort der Leitung des Unter- 
nehmens befindet. 

(5) Eine juristische Person hat ihren Wohnsitz im Sinne 
dieses Abkommens in dem Vertragstaat, in dem sich der 
Ort ihrer Leitung befindet. Hat sie in keinem der Ver- 
tragstaaten den Ort ihrer Leitung, so ist der Ort ihres 
Sitzes maßgebend. 

(6) Ort der Leitung im Sinne dieses Abkommens ist 
der Ort, an dem sich der Mittelpunkt der geschäftlichen 
Oberleitung befindet. Befindet sich der Ort der Leitung 
eines Schiffahrtunternehmens an Bord eines Schiffes, so 
gilt als Ort der Leitung im Sinne dieses Abkommens der 
Ort des Heimathafens des Schiffes. 

Artikel 4 

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem der 
Vertragstaaten Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 
(einschließlich des Zubehörs), das in dem anderen Staate 
liegt, so hat der andere Staat das Besteuerungsrecht für 
diese Einkünfte. 

(2) Absatz 1 gilt sowohl für die durch unmittelbare 
Verwaltung und Nutzung als auch für die durch Ver- 
mietung, Verpachtung oder eine andere Art der Nutzung 
des unbeweglichen Vermögens (einschließlich der land- 
und forstwirtschaftlichen Nebenbetriebe) erzielten Ein- 
künfte, insbesondere aus festen oder veränderlichen Ver- 
gütungen für die Ausbeutung von Bodenschätzen sowie 
für Einkünfte, die bei der Veräußerung von unbeweg- 
lichem Vermögen erzielt werden. 

(3) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem der 
Vertragstaaten Einkünfte aus Forderungen, die durch 
Hypotheken oder andere Grundpfandrechte an einem in 
dem anderen Staate liegenden Grundstück gesichert sind, 
so hat der andere Staat das Besteuerungsrecht für diese 
Einkünfte. Zu solchen Forderungen gehören Obligationen 
auch dann nicht, wenn sie durch unbewegliches Ver- 
mögen gesichert sind. 

Artikel 5 

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem der 
Vertragstaaten als Unternehmer oder Mitunternehmer 
Einkünfte aus einem gewerblichen Unternehmen, dessen 
Tätigkeit sich auf das Gebiet des anderen Staates er- 
streckt, so hat der andere Staat das Besteuerungsrecht 
für diese Einkünfte nur insoweit, als sie auf eine dort 
befindliche Betriebstätte des Unternehmens entfallen. 

(2) Dabei dürfen der Betriebstätte diejenigen Einkünfte 
zugerechnet werden, die sie erzielt hätte, wenn sie sich 
als selbständiges Unternehmen mit gleichen oder ähn- 
lichen Geschäften unter gleichen oder ähnlichen Bedin- 
gungen befaßt und Geschäfte wie ein unabhängiges 
Unternehmen getätigt haben würde. 
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(3) Absatz 1 gilt sowohl für die durch unmittelbare 
Verwaltung und Nutzung als auch für die durch Ver- 
mietung, Verpachtung oder eine andere Art der Nutzung 
des gewerblichen Unternehmens erzielten Einkünfte, 
sowie für Einkünfte aus der Veräußerung eines Betriebes 
im ganzen, eines Anteiles am Unternehmen, eines Teiles 
des Betriebes oder eines Gegenstandes, der im Betriebe 
benutzt wird. 

Artikel 6 

(1) Wenn ein Unternehmen eines der Vertragstaaten 
vermöge seiner Beteiligung an der Geschäftsführung oder 
am finanziellen Aufbau eines Unternehmens des anderen 
Staates mit diesem Unternehmen wirtschaftliche oder 
finanzielle Bedingungen vereinbart oder ihm solche auf- 
erlegt, die von denjenigen abweichen, die mit einem 
unabhängigen Unternehmen vereinbart würden, so dür- 
fen Einkünfte, die eines der beiden Unternehmen üblicher- 
weise erzielt hätte, aber wegen dieser Bedingungen nicht 
erzielt hat, den Einkünften dieses Unternehmens zu- 
gerechnet und entsprechend besteuert werden. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß im Verhältnis zweier 
Unternehmen, an deren Geschäftsführung oder Vermögen 
dieselbe Person unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. 

Artikel 7 

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem der 
Vertragstaaten als Unternehmer oder Mitunternehmer 
Einkünfte aus dem Betrieb von Schiffen oder Luftfahr- 
zeugen eines Unternehmens, das den Ort der Leitung in 
einem der V'ertragstaaten hat, so steht das Besteuerungs- 
recht für diese Einkünfte nur dem Staate des Ortes der 
Leitung zu. 

(2) Soweit der Vertragstaat, in dem sich der Ort der 
Leitung befindet, das Besteuerungsrecht gegenüber, einer 
Person mit Wohnsitz in dem anderen Staate nicht ausübt, 
hat dieser andere Staat das Besteuerungsrecht. 

Artikel 8 

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem der 
Vertragstaaten Einkünfte aus der Veräußerung einer Be- 
teiligung an einer Kapitalgesellschaft, die ihren Wohnsitz 
in dem anderen Staat hat, so hat der erstgenannte Staat 
das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn eine Person mit Wohnsitz 
in einem der Vertragstaaten eine Betriebstätte in dem 
anderen Staat hat und die Einkünfte durch diese Betrieb- 
stätte erzielt. In diesem Fall hat der andere Staat das 
Besteuerungsrecht für diese Einkünfte. 

Artikel 9 

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem der 
Vertragstaaten Einkünfte aus selbständiger Arbeit, so 
hat der andere Staat das Besteuerungsrecht für diese 
Einkünfte, wenn die Arbeit in dem anderen Staat aus- 
geübt wird oder ausgeübt worden ist. Artikel 12 bleibt 
unberührt. 

(2) Die Ausübung selbständiger Arbeit in dem anderen 
Staate liegt nur dann vor, wenn der selbständig Tätige 
seine Tätigkeit unter Benutzung einer ihm dort regel- 
mäßig zur Verfügung stehenden ständigen Einrichtung 
ausübt. Diese Einschränkung gilt jedoch nicht für eine 
selbständig ausgeübte künstlerische, vertragende, sport- 
liche oder artistische Tätigkeit. 

(3) Artikel 5 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

(4) Bezieht eine natürliche Person mit Wohnsitz in 
einem der Vertragstaaten als Mitglied eines Aufsichts- 
rats, eines Verwaltungsrats oder als nicht geschäfts- 
führendes Mitglied ähnlicher Organe Vergütungen von 


einer juristischen Person, die ihren Wohnsitz in dem 
anderen Staat hat, so hat der andere Staat das Be- 
steuerungsrecht für diese Vergütungen. 

Artikel 10 

(!) Bezieht eine natürliche Person mit Wohnsitz in 
einem der Vertragstaaten Einkünfte aus nichtselbstän- 
diger Arbeit, so hat der andere Staat das Besteuerungs- 
recht für diese Einkünfte, wenn die Arbeit in dem ande- 
ren Staat ausgeübt wird oder worden ist. Artikel 12 
bleibt unberührt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 können Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit nur in dem Vertragstaate be- 
steuert werden, in dem der Arbeitnehmer seinen Wohn- 
sitz hat, wenn dieser Arbeitnehmer 

1. sich vorübergehend, zusammen nicht mehr als 
183 Tage im Lauf eines Kalenderjahres, in dem 
anderen Staat aufhält, 

2. für seine während dieser Zeit ausgeübte Tätig- 
keit von einem Arbeitgeber entlohnt wird, der 
seinen Wohnsitz nicht in dem anderen Staat hat, 
und 

3. für seine Tätigkeit nicht zu Lasten einer in dem 
anderen Staate befindlichen Betriebstätte oder 
ständigen Einrichtung des Arbeitgebers entlohnt 
wird. 

(3) Wenn eine natürliche Person ständig oder vor- 
wiegend an Bord von Schiffen oder Luftfahrzeugen 
Dienste leistet, so gilt die Arbeit als in dem Vertrag- 
staat ausgeübt, in dem sich der Ort der Leitung des 
Unternehmens befindet, das Arbeitgeber ist. Solange 
dieser Staat die Einkünfte aus derartiger Arbeit nicht 
besteuert, hat der Wohnsitzstaat das Besteuerungsrecht 
für diese Einkünfte. 

Artikel 11 

(!) Bezieht eine natürliche Person mit Wohnsitz in 
einem der Vertragstaaten Einkünfte aus Löhnen, Gehäl- 
tern oder ähnlichen Vergütungen, die einer der beiden 
Staaten oder ein Land, eine Gemeinde, ein Gemeinde- 
verband oder eine andere juristische Person des öffent- 
lichen Rechts eines der beiden Staaten gewährt, so hat 
der Staat der öffentlichen Kasse das Besteuerungsrecht 
für diese Einkünfte. Ist jedoch die natürliche Person 
Staatsangehöriger des Wohnsitzstaates, ohne zugleich 
Staatsangehöriger des Staates der öffentlichen Kasse zu 
sein, und übt sie ihre Tätigkeit im Wohnsitzstaat aus, 
so hat der Wohnsitzstaat das Besteuerungsrecht. 

(2) Auf Entgelte für Dienste, die in Verbindung mit 
einer auf Gewinnerzielung gerichteten gewerblichen 
Tätigkeit eines Vertragstaates oder einer anderen juri- 
stischen Person des öffentlichen Rechts geleistet werden 
oder worden sind, ist Artikel 10 anzuwenden. 

Artikel 12 

(1) Bezieht eine natürliche Person mit Wohnsitz in 
einem der Vertragstaaten Wartegelder, Ruhegehälter, 
Witwen- oder Waisenpensionen oder ähnliche wieder- 
kehrende Bezüge oder geldwerte Vorteile für frühere 
Dienstleistungen, so hat der Wohnsitzstaat das Be- 
steuerungsrecht für diese Einkünfte. 

(2) Abweichend von Absatz 1 steht das Besteuerungs- 
recht für Wartegelder, Ruhegehälter, Witwen- und 
Waisenpensionen oder ähnliche wiederkehrende Bezüge 
oder geldwerte Vorteile für frühere Dienstleistungen, die 
einer der beiden Staaten oder ein Land, eine Gemeinde, 
ein Gemeindeverband oder eine andere juristische Person 
des öffentlichen Rechts eines der beiden Staaten direkt 
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oder durch Vermittlung einer hierzu ins Leben gerufe- 
nen Institution des öffentlichen Rechts an seine Arbeit- 
nehmer oder deren Hinterbliebene zahlt, diesem Staate zu. 

(3) Absatz 2 ist auch anzuwenden auf Pensionen, Leib- 
renten sowie andere wiederkehrende oder nicht wieder- 
kehrende Bezüge, die von einem der Vertragstaaten oder 
einer anderen juristischen Person des öffentlichen oder 
privaten Rechts dieses Staates als Vergütungen für einen 
Schaden gezahlt werden, der als Folge von Kriegshand- 
lungen oder politischer Verfolgung entstanden ist. 

Artikel 13 

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem der 
Vertragstaaten aus dem anderen Staate Dividenden, so 
hat der Wohnsitzstaat das Besteuerungsrecht für diese 
Einkünfte. 

(2) Soweit in dem anderen Vertragstaate die Steuer 
von Dividenden im Abzugsweg (an der Quelle) erhoben 
wird, bleibt das Recht zur Vornahme des Steuerabzugs 
unberührt. 

(3) Der Steuerabzug nach Absatz 2 darf 15 v. H. der 
Dividenden nicht übersteigen. 

(4) Der Steuerabzug nach Absatz 2 darf jedoch 10 v.H. 
der Dividenden nicht übersteigen, wenn die Dividenden 
von einer Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz in einem der 
Vertragstaaten an eine Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz 
in dem anderen Staate gezahlt werden, der mindestens 
25 V. H. der stimmberechtigten Anteile der erstgenannten 
Gesellschaft gehören. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, wenn eine Person 
mit Wohnsitz in einem der Vertragstaaten eine Betrieb- 
stätte in dem anderen Staat hat und die Einkünfte durch 
diese Betriebstätte erzielt. In diesem Fall hat der andere 
Staat das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte. 


Artikel 14 

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem der 
Vertragstaaten aus dem anderen Staate Zinsen, so hat 
der Wohnsitzstaat das Besteuerungsrecht für diese Ein- 
künfte. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn eine Person mit Wohn- 
sitz in einem der Vertragstaaten eine Betriebstätte in 
dem anderen Staat hat und die Einkünfte durch diese 
Betriebstätte erzielt. In diesem Fall hat der andere Staat 
das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte. 

(3) Zinsen im Sinne dieses Artikels sind Einkünfte aus 
Darlehen, Obligationen, Wechsel oder aus irgendeiner 
anderen Schuldverpflichtung, mit Ausnahme der Ein- 
künfte, für die Artikel 4 Abs. 3 gilt. Für Einkünfte aus 
Wandelanleihen und Gewinnobligationen ist Artikel 13 
Abs. 1, 2, 3 und 5 anzuwenden. 


Artikel 15 

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem der 
Vertragstaaten aus dem anderen Staat Einkünfte aus 
Lizenzgebühren oder anderen Vergütungen für die Be- 
nutzung oder das Recht auf Benutzung von Urheber- 
rechten, Patenten, Gebrauchsmustern, Herstellungsver- 
fahren, Warenzeichen oder ähnlichen Rechten (außer 
Rechten, die die Ausbeutung von Bodenschätzen betref- 
fen), so hat der Wohnsitzstaat das Besteuerungsrecht für 
diese Einkünfte. 

(2) Wie Lizenzgebühren werden Mietgebühren und 
ähnliche Vergütungen für die Überlassung kinemato- 
graphischer Filme (einschließlich der Filme, die für Fern- 
sehsendungen verwendet werden), für die Benutzung 


gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher 
Ausrüstungen oder für die Überlassung gewerblicher Er- 
fahrungen behandelt. 

(3) Soweit in dem anderen Vertragstaate die Steuer 
von Lizenzgebühren oder anderen Vergütungen im Ab- 
zugsweg (an der Quelle) erhoben wird, bleibt das Recht 
zur Vornahme des Steuerabzugs unberührt. Der Steuer- 
abzug darf jedoch 5 v.H. der Lizenzgebühren oder der 
anderen Vergütungen nicht übersteigen. 

(4) Absatz 1 gilt auch für die Einkünfte aus der Ver- 
äußerung der dort genannten Rechte. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, wenn eine Person 
mit Wohnsitz in einem der Vertragstaaten eine Betrieb- 
stätte in dem anderen Staat hat und die Einkünfte durch 
diese Betriebstätte erzielt. In diesem Fall hat der andere 
Staat das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte. 

Artikel 16 

Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem der Ver- 
tragstaaten Einkünfte, für die in den vorhergehenden 
Artikeln keine Regelung getroffen ist, so hat der Wohn- 
sitzstaat das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte, 

Artikel 17 

Hochschullehrer oder Lehrer mit Wohnsitz in einem 
der Vertragstaaten, die während eines vorübergehenden 
Aufenthaltes von höchstens zwei Jahren für eine Lehr- 
tätigkeit an einer Universität, Hochschule, Schule oder 
anderen Lehranstalt in dem anderen Staat eine Vergü- 
tung erhalten, werden hinsichtlich dieser Vergütung nur 
in dem Wohnsitzstaate besteuert. 

Artikel 18 

Studenten, Lehrlinge, Praktikanten und Volontäre aus 
einem der Vertragstaaten, die sich nur zum Studium oder 
zur Ausbildung in dem anderen Staat aufhalten, werden 
wegen der von ihnen für Lebensunterhalt, Studium oder 
Ausbildung empfangenen Bezüge von diesem anderen 
Staate nicht besteuert, wenn diese ihnen von außerhalb 
dieses Staates zufließen. 

Artikel 19 

(1) Das Besteuerungsrecht für Vermögen einer Person 
mit Wohnsitz in einem der Vertragstaaten, soweit es 
besteht aus: 

a) unbeweglichem Vermögen (einschließlich des 
Zubehörs), 

b) durch Hypotheken oder andere Grundpfand- 
rechte gesicherten Forderungen oder 

c) Vermögen, das einem gewerblichen Unterneh- 
men dient, 

hat der Staat, der nach diesem Abkommen das Be- 
steuerungsrecht für die Einkünfte aus diesem Vermögen 
hat. 

(2) Das Besteuerungsrecht für anderes Vermögen einer 
Person mit Wohnsitz in einem der Vertragstaaten hat 
dieser Staat. 

Artikel 20 

(1) Wenn der Wohnsitzstaat nach den vorhergehenden 
Artikeln für Einkünfte oder Vermögensteile das Be- 
steuerungsrecht hat, so darf der andere Staat diese Ein- 
künfte oder Vermögensteile nicht besteuern. Artikel 13 
Abs. 2, Artikel 14 Abs. 3 Satz 2 und Artikel 15 Abs. 3 
bleiben unberührt. 

(2) Ist die Bundesrepublik Deutschland der Wohnsitz- 
staat, so wird sie die Einkünfte und Vermögensteile aus 
der Bemessungsgrundlage ausnehmen, für die nach den 
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vorhergehenden Artikeln das Großherzogtum Luxemburg 
ein Besteuerungsrecht hat. Die Steuern für die Einkünfte 
oder Vermögensteile, die der Bundesrepublik Deutsch- 
land zur Besteuerung überlassen sind, werden jedoch 
nach dem Satz erhoben, der dem Gesamteinkommen oder 
Gesamtvermögen der steuerpflichtigen Person entspricht. 
Dividenden, mit Ausnahme der unter Artikel 13 Abs. 4 
fallenden Dividenden, Zinsen für Wandelanleihen und 
Gewinnobligationen und Lizenzgebühren sind abweichend 
von Satz 1 nicht aus der Bemessungsgrundlage auszu- 
nehmen; die von diesen Einkünften im Abzugsweg er- 
hobene luxemburgische Steuer wird auf die nach einem 
durchschnittlichen Steuersatz berechneten Steuern der 
Bundesrepublik Deutschland für diese Einkünfte ange- 
rechnet. 

(3) Anteile an einer Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz 
in Luxemburg, die einer Kapitalgesellschaft mit Wohn- 
sitz in der Bundesrepublik Deutschland gehören, sind aus 
der Bemessungsgrundlage auszunehmen, wenn die Be- 
teiligung mindestens 25 v. H. der stimmberechtigten An- 
teile der letztgenannten Gesellschaft beträgt. 

(4) Ist das Großherzogtum Luxemburg der Wohnsitz- 
staat, so wird es die Einkünfte und Vermögensteile aus 
der Bemessungsgrundlage ausnehmen, für die nach den 
vorhergehenden Artikeln die Bundesrepublik Deutsch- 
land ein Besteuerungsrecht hat. Die Steuern für die Ein- 
künfte oder Vermögensteile, die dem Großherzogtum 
Luxemburg zur Besteuerung überlassen sind, werden 
jedoch nach dem Satz erhoben, der dem Gesamteinkom- 
men oder Gesamtvermögen der steuerpflichtigen Person 
entspricht. Dividenden, die unter Artikel 13 Abs. 4 fallen, 
sind abweichend von Satz 1 zur Hälfte in die Bemes- 
sungsgrundlage der Einkommensteuer oder der Körper- 
schaftsteuer und in voller Höhe in die Bemessungsgrund- 
lage der Gewerbesteuer einzubeziehen. Alle anderen 
Dividenden sowie Zinsen für Wandelanleihen und Ge- 
winnobligationen und Lizenzgebühren sind abweichend 
von Satz 1 nicht aus der Bemessungsgrundlage auszu- 
nehmen; die von diesen Einkünften im Abzugsweg 
erhobene Steuer der Bundesrepublik Deutschland wird 
auf die nach einem durchschnittlichen Steuersatz berech- 
neten Steuern vom Einkommen des Großherzogtums 
Luxemburg für diese Einkünfte angerechnet. 

(5) Anteile an einer Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz 
in der Bundesrepublik Deutschland, die einer Kapital- 
gesellschaft mit Wohnsitz in Luxemburg gehören, sind 
zur Hälfte aus der Bemessungsgrundlage der Vermögen- 
steuer auszunehmen, wenn die Beteiligung mindestens 
25 V. H. der stimmberechtigten Anteile der letztgenann- 
ten Gesellschaft beträgt. Dies gilt nicht für die Bemes- 
sungsgrundlage der Gewerbesteuer. 

Artikel 21 

Dieses Abkommen berührt nicht die weitergellenden 
Befreiungen, die gegebenenfalls nach allgemeinen Regeln 
des Völkerrechts oder besonderen Vereinbarungen den 
diplomatischen oder konsularischen Beamten zustehen. 
Soweit auf Grund solcher weitergehenden Befreiungen 
die Einkünfte und das Vermögen im Empfangsstaate nicht 
besteuert werden, bleibt die Besteuerung dem Entsencie- 
staate Vorbehalten. 

Artikel 22 

(1) Weist eine Person mit Wohnsitz in einem der 
Vertragstaaten nach, daß Maßnahmen der Finanzbehör- 
den der Vertragstaaten für sie die Wirkung einer Doppel- 
besteuerung gehabt haben oder haben werden, die 
diesem Abkommen widerspricht, so kann sie sich, un- 
beschadet eines innerstaatlichen Rechtsmittels, an die 
zuständige Behörde des Vertragstaates wenden, in dem 
sie ihren Wohnsitz hat oder dessen Staatsangehörigkeit 
sie besitzt. 


(2) Werden die Einwendungen für begründet erachtet, 
so soll die nach Absatz 1 zuständige Behörde versuchen, 
sich mit der zuständigen Behörde des anderen Staates zu 
verständigen, um eine Doppelbesteuerung zu vermeiden. 

Artikel 23 

{1} Die beiden Vertragstaaten werden sich bei der 
Veranlagung und Erhebung der in Artikel 1 genannten 
Steuern gegenseitig Amts- und Rechtshilfe gewähren. 

(2) Zu diesem Zweck werden sich die zuständigen Be- 
hörden der Vertragstaaten die Mitteilungen machen, die 
zur Durchführung dieses Abkommens, insbesondere zur 
•Vermeidung von Steuerverkürzungen notwendig sind. 
Die zuständigen Behörden können Auskünfte ablehnen, 
die nicht auf Grund der bei den Finanzbehörden vor- 
handenen Unterlagen gegeben werden können, sondern 
ausgedehnte Ermittlungen notwendig machen würden. 

(3) Der Inhalt der auf Grund dieses Artikels zur 
Kenntnis der zuständigen Behörden gelangten Mitteilun- 
gen ist geheimzuhalten, unbeschadet der Befugnis, ihn 
Personen zugänglich zu machen, die nach den gesetz- 
lichen Vorschriften bei der Veranlagung oder der Er- 
hebung der Steuern im Sinne dieses Abkommens mit- 
wirken. Diese Personen haben die gleiche Verpflichtung 
wie die zuständigen Behörden. 

(4) Absatz 1 ist in keinem Falle so auszulegen, daß 
einem der Staaten die Verpflichtung auferlegt wird, 

a) verwaltungstechnische Maßnahmen durchzufüh- 
ren, die den Vorschriften der beiden Vertrag- 
staaten oder ihrer Verwaltungspraxis wider- 
sprechen; 

b) Einzelheiten mitzuteilen, deren Angabe nach 
den gesetzlichen Vorschriften der beiden Ver- 
tragstaaten nicht gefordert werden kann. 

(5) Mitteilungen, die ein gewerbliches oder berufliches 
Geheimnis offenbaren würden, dürfen nicht gegeben 
werden. 

(6) Mitteilungen können aus Gründen allgemeiner 
Staatsführung versagt werden. 

Artikel 24 

(1) Die beiden Vertragstaaten werden sich bei einer 
entsprechend ihren gesetzlichen Vorschriften durchge- 
führten Erhebung der in Artikel 1 genannten Steuern 
einschließlich der Steuerzuschläge, Verspätungszuschläge, 
Zinsen und Kosten Hilfe und Beistand leisten, wenn diese 
Beträge nach den Gesetzen des ersuchenden Staates 
rechtskräftig geschuldet sind. 

(2) Dem Ersuchen sind die Urkunden beizufügen, die 
nach den Gesetzen des ersuchenden Staates erforderlich 
sind, um nachzuweisen, daß die einzuziehenden Beträge 
rechtskräftig geschuldet sind. 

(3) Beim Vorliegen dieser Urkunden sind die Zustel- 
lungen, Einziehungs- und Beitreibungsmaßnahmen in 
dem ersuchten Staate nach den Gesetzen durchzuführen, 
die für die Einziehung und Beitreibung der eigenen 
Steuern anwendbar sind. Insbesondere sind die Voll- 
streckimgstitel in der Form auszufertigen, die in den 
gesetzlichen Vorschriften dieses Staates vorgesehen ist. 

(4) Bei noch nicht rechtskräftigen Steuerforderungen 
kann der Gläubigerstaat für die Wahrung seiner Rechte 
von dem anderen Staate verlangen, daß die Sicherheits- 
maßnahmen ergriffen werden, die nach den gesetzlichen 
Vorschriften des anderen Staates zulässig sind, 

Artikel 25 

(1) Die Staatsangehörigen eines der Vertragstaaten 
dürfen in dem anderen Staate keiner Besteuerung oder 
einer damit zusammenhängenden Verpllichtung unter- 
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Worten werden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusammenhängenden Ver- 
pflichtungen, denen die Staatsangehörigen des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind 
oder unterworfen werden können. 

(2) Staatenlose dürfen in einem Vertragstaate keiner 
Besteuerung oder einer damit zusammenhängenden Ver- 
pflichtung unterworfen werden, die anders oder be- 
lastender ist als die Besteuerung und die damit zusam- 
menhängenden Verpflichtungen, denen die Staatsange- 
hörigen dieses Staates unter gleichen Verhältnissen 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unter- 
nehmen einer der Vertragstaaten in dem anderen Staat 
unterhält, darf in dem anderen Staate nicht ungünstiger 
sein als die Besteuerung von Unternehmen dieses ande- 
ren Staates, die die gleichen Tätigkeiten ausüben. 

Diese Vorschrift ist nicht dahin auszulegen, daß sie 
einen der Vertragstaaten verpflichtet, Personen mit 
Wohnsitz in dem anderen Staate Steuerfreibeträge, -Ver- 
günstigungen oder -ermäßigungen auf Grund des Per- 
sonenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, die 
er den Personen mit Wohnsitz in seinem Gebiete ge- 
währt. 

(4) Die Unternehmen eines der Vertragstaaten, deren 
Kapital ganz oder teilweise, unmittelbar oder mittelbar, 
einer Person mit Wohnsitz in dem anderen Staat oder 
mehreren solchen Personen gehört oder der Kontrolle 
dieser Personen unterliegt, dürfen in dem erstgenannten 
Staate keiner Besteuerung oder einer damit zusammen- 
hängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders 
oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähn- 
liche Unternehmen des erstgenannten Staates unter- 
worfen sind oder unterworfen werden können. 

(5) Der Ausdruck „Besteuerung"' bezieht sich auf 
Steuern im Sinne dieses Abkommens. 

Artikel 26 

(1) Die zuständigen Behörden der beiden Vertrag- 
staaten werden die Verwaltungsmaßnahmen treffen, die 


für die Anwendung dieses Abkommens, insbesondere für 
die Anwendung der Artikel 13, 23 und 24 notwendig 
sind. 

(2) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten kön- 
nen bei der Behandlung von Fragen, die sich aus diesem 
Abkommen ergeben, unmittelbar miteinander verkehren 

(3) Zur Beseitigung von Schwierigkeiten und Zweifeln, 
die bei der Auslegung oder Anwendung dieses Abkom- 
mens auftreten, sowie zur Beseitigung von Härten auf 
Grund einer Doppelbesteuerung in Fällen, die in diesem 
Abkommen nicht geregelt sind, werden sich die zustän- 
digen Behörden verständigen. 

Artikel 27 

Dieses Abkommen ist auf die Steuern anzuwenden, die 
für die Zeit nach dem 31. Dezember 1956 erhoben werden. 

Artikel 28 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung; die 
Ratifizierungsurkunden sollen so bald wie möglich in 
Bonn ausgetauscht werden. Das Abkommen tritt einen 
Monat nach Austausch der Ratifizierungsurkunden in 
Kraft. 

(2) Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in 
Kraft, jedoch kann jeder der Vertragstaaten am oder vor 
dem 30. Juni eines jeden Kalenderjahres, aber nicht vor 
1961, das Abkommen gegenüber dem anderen Staate 
schriftlich auf diplomatischem Wege kündigen. In diesem 
Fall ist das Abkommen letztmals anzuwenden auf die 
Steuern, die für das Kalenderjahr erhoben werden, in 
dem die Kündigung ausgesprochen wird. 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Abkommen unterfertigt und mit Sie- 
geln versehen. 

GESCHEHEN zu Luxemburg am 23. August 1958 in 
zwei Urschriften. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 
Karl Graf von Spreti 


Für das 

Großherzogtum Luxemburg: 
B e ch 

P. Werner 
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Schlußprotokoll 


BEI DER UNTERZEICHNUNG des Abkommens zwi- 
sehen der Bundesrepublik Deutschland und dem Groß- 
herzogtum Luxemburg zur Vermeidung von Doppelbe- 
steuerungen und über gegenseitige Amts- und Rechts- 
hilfe auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen sowie der Gewerbesteuern und der 
Grundsteuern haben die Unterzeichneten Bevollmächtig- 
ten folgende übereinstimmende Erklärung abgegeben, 
die einen integrierenden Teil des Abkommens selbst 
bildet: 

Zu Artikel 1 

1. Das Abkommen gilt nicht für Holdinggesellschaften 
im Sinne der besonderen luxemburgischen Gesetze 
{zur Zeit Gesetze vom 31. Juli 1929 und 27. Dezember 
1937). Es gilt auch nicht für Einkünfte, die eine Per- 
son mit Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland 
von diesen Holdinggesellschaften bezieht, und für 
Anteile an diesen Gesellschaften, die dieser Person 
gehören. 

2. Das Abkommen erstreckt sich nicht auf einmalige 
Steuern vom Vermögen oder Vermögenszuwachs. 

3. Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten werden 
sich ins Einvernehmen setzen, wenn Zweifel entste- 
hen sollten, auf welche künftigen Steuern das Ab- 
kommen anzuwenden ist, damit das Abkommen da- 
hin ausgelegt oder geändert werden kann, wie es er- 
forderlich erachtet wird. 

Zu Artikel 2 

4. Ein Gemeinschafts- oder Betriebswechselbahnhof in 
einem der Vertragstaaten, der auf Grund einer Ver- 
einbarung zwischen den beiden Vertragstaaten er- 
richtet worden ist, wird nicht als Betriebstätte eines 
Eisenbahnunternehmens des anderen Vertragstaates 
behandelt. 

5. Ein Versicherungsunternehmen eines der Vertrag- 
staaten begründet eine Betriebstätte in dem anderen 
Staate, wenn das Unternehmen durch einen Vertre- 
ter — mit Ausnahme eines Vertreters im Sinne des 
Artikels 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe d — im Gebiete des 
anderen Staates Prämien empfängt oder durch den 
Vertreter auf diesem Gebiete gelegene Risiken ver- 
sichert. 

Zu Artikel 4 

6. Artikel 4 gilt auch für Rechte, die den Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts der Vertragstaaten über 
Grundstücke unterliegen. 

7. Einkünfte, die bei der Veräußerung von unbeweg- 
lichem Vermögen erzielt werden, sind auch Einkünfte 
aus der Veräußerung eines land- und forstwirtschaft- 
lichen Betriebes und Spekulationsgewinne, die bei 
der Veräußerung von unbeweglichem Vermögen an- 
fallen. Renten, die als Gegenleistung für die Ver- 
äußerung von unbeweglichen Vermögensgegenstän- 
den gezahlt werden, können nur in dem Vertrag- 
staate besteuert werden, in dem der Rentenempfän- 
ger seinen Wohnsitz hat. 

Zu Artikel 5 

8. Artikel 5 Abs. 1 ist entsprechend auf die Gewerbe- 
steuer anzuwenden, die nach einer anderen Bemes- 
sungsgrundlage als den Einkünften erhoben wird. 


9. Die Vorschrift des Artikels 5 Abs. 1 ist nicht dahin 
auszulegen, daß sie einen der Vertragstaaten hindert, 
die Einkünfte aus seinem Gebiet, die einer Person 
mit Wohnsitz in dem anderen Staate zufließen (z. B. 
Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, Dividenden, 
Zinsen, Lizenzgebühren usw,), nach Maßgabe des Ab- 
kommens zu besteuern, wenn diese Einkünfte keiner 
in dem Gebiet des erstgenannten Staates belegenen 
Betriebstätte zuzurechnen sind. 

10. Bei der Ermittlung der aus der Tätigkeit einer Be- 
triebstätte erzielten Einkünfte nach Artikel 5 Abs. 2 
ist grundsätzlich vom Bilanzergebnis der Betrieb- 
stätte auszugehen. Dabei sollen alle der Betriebstätte 
zurechenbaren Ausgaben einschließlich eines Anteils 
an den Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwal- 
tungskosten des Unternehmens berücksichtigt, jedoch 
künstliche Gewinnverlagerungen ausgeschlossen wer- 
den; insbesondere ist die Vereinbarung von Zinsen 
oder Lizenzgebühren zwischen den Betriebstätten des- 
selben Unternehmens unbeachtlich. In besonderen 
Fällen kann bei der Ermittlung der Einkünfte der 
Betriebstätte der Gesamtgewinn des Unternehmens 
aufgeteilt werden. Die zuständigen Behörden der Ver- 
tragstaaten sollen sich zu einem möglichst frühen 
Zeitpunkt verständigen, wenn dies für die Zurech- 
nung der Einkünfte im einzelnen Fall erforderlich ist. 

Zu den Artikeln 5, 7 und 13 

11. Wie ein Unternehmer wird ein stiller Gesellschafter 
behandelt, wenn mit seiner Beteiligung eine Beteili- 
gung am Vermögen des Unternehmens verbunden ist. 
Ist dies nicht der Fall, so werden die Einkünfte aus 
der Beteiligung als stiller Gesellschafter als Dividen- 
den (Artikel 13) behandelt. 

12. Der Besitz von Aktien, Kuxen, Anteilscheinen und 
ähnlichen Wertpapieren, von Anteilen an Genossen- 
schaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
sowie von Anteilscheinen einer Kapitalanlagegesell- 
schaft macht den Besitzer nicht zum Unternehmer oder 
Mitunternehmer. Einkünfte aus diesen Wertpapieren 
und Anteilen werden als Dividenden (Artikel 13) be- 
handelt. 

Zu Arti kel 7 

13. Artikel 7 gilt auch, wenn der Betrieb mit gecharter- 
ten oder gemieteten Fahrzeugen durchgeführt wird. 
Er gilt ebenfalls für Agenturen, soweit die Tätigkeit 
der Agentur unmittelbar mit dem Betrieb oder dem 
Zubringerdienst zusammenhängt. 

14. Artikel 7 gilt auch für Beteiligungen von Unterneh- 
men der Seeschiffahrt, der Binnenschiffahrt oder der 
Luftfahrt an einem Pool oder an einer Betriebsge- 
meinschaft. 

15. Artikel 7 Abs. 1 ist entsprechend auf die Gewerbe- 
steuer anzuwenden, die nach einer anderen Bemes- 
sungsgrundlage als den Einkünften erhoben wird. 

Zu Artikel 9 

16. Artikel 9 Abs. 4 gilt nur für Vergütungen, die für 
eine beaufsichtigende Tätigkeit gewährt werden. Ver- 
gütungen für eine andere Tätigkeit sind nach Arti- 
kel 10 oder 11 zu behandeln. 
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Zu Artikel 10 

17. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit sind insbe- 
sondere: Gehälter, Besoldungen, Löhne, Tantiemen, 
Gratifikationen oder sonstige Bezüge, geldwerte Vor- 
teile und Entschädigungen der in einem Dienstver- 
hältnis beschäftigten natürlichen Personen. 

18. Ist der Arbeitgeber eine Personengesellsdiaft, so gilt 
als Wohnsitz im Sinne des Artikels 10 Abs. 2 Nr. 2 
der Ort der Leitung. 

19. Artikel 10 Abs. 1 gilt nicht für Studenten aus einem 
der Vertragstaaten, die gegen Entgelt bei einem Un- 
ternehmen des anderen Staates nicht mehr als 183 
Tage im Lauf eines Kalenderjahres beschäftigt wer- 
den, um die notwendige praktische Ausbildung zu 
erhalten; in diesem Falle hat der erstgenannte Staat 
das Besteuerungsrecht. 

Zu Artikel 11 

20. Löhne, Gehälter und ähnliche Vergütungen, die die 
Deutsche Bundespost, die Deutsche Bundesbahn, die 
Deutsche Bundesbank, die Societe Nationale des 
Chemins de Fer Luxembourgeois und die Administra- 
tion Luxembourgeoise des P. T. T, zahlen, fallen un- 
ter Artikel 11 Abs. 1 und nicht unter Artikel 11 Abs. 2. 

Zu Artikel 13 

21. Solange in der Bundesrepublik Deutschland der Satz 
der Körperschaftsteuer für ausgeschüttete Gewinne 
niedriger ist als der Steuersatz für nicht ausgeschüt- 
tete Gewinne, gilt für Beteiligungen im Sinne des Ar- 
tikels 13 Abs. 4 das Folgende: 

a) Beträgt der Unterschied 10 v. H. oder mehr, so 
darf der Steuerabzug in der Bundesrepublik 
Deutschland 15 v. H. der Dividenden nicht über- 
steigen. 

b) Beträgt der Unterschied 20 v. H. oder mehr, so 
darf bei Dividenden, die nach dem 31. Dezember 
1958 gezahlt werden, der Steuerabzug in der Bun- 
desrepublik Deutschland 25 V. H. nicht übersteigen. 

Zu Artikel 15 

22. Soweit in Verträgen Entgelte als Lizenzgebühren 
oder andere Vergütungen vereinbart werden, die 
sachlich verdeckte Gewinnausschüttungen sind, ist 
Artikel 13 anzuwenden. 

Zu den Artikeln 13, 14 und 15 

23. Die Vorschriften der Artikel 13 Absätze 3 und 4, 
Artikel 14 Abs. 1 und Artikel 15 Abs. 3 schließen nicht 
aus, daß Abzugsteuern zunächst nach den Sätzen er- 


hoben werden, die ohne Berücksichtigung des Ab- 
kommens anzuwenden wären. Soweit die einbehaltene 
Steuer die Steuer übersteigt, die sich bei Anwendung 
der Vorschriften dieses Abkommens ergibt, ist der 
übersteigende Betrag auf Antrag des Gläubigers die- 
ser Beträge zu erstatten. Die Erstattung ist vorzuneh- 
men, wenn der Antrag auf Erstattung innerhalb einer 
Frist von zwei Jahren, beginnend mit dem Zeitpunkt 
des Zufließens der Beträge gestellt wird; für Beträge, 
die vor dem Inkrafttreten des Abkommens zugeflossen 
sind, beginnt diese Frist mit dem Zeitpunkt des In- 
krafttretens des Abkommens. 


Zu Artikel 20 

24. Bei Einbeziehung der Dividenden in die Bemessungs- 
grundlage nach Artikel 20 Abs. 4 Satz 3 ist der Brutto- 
betrag der Dividenden um die im Abzugsweg erho- 
bene Steuer der Bundesrepublik Deutschland zu min- 
dern. 

Zu A rtikel 21 

25. Angehörige einer diplomatischen Vertretung eines 
der Vertragstaaten haben im Empfangsstaat Anspruch 
auf die in den Artikeln 8 bis 19 enthaltenen Vergün- 
stigungen, wenn sie im Entsendestaat mit den Ein- 
künften, die ihnen aus dem Empfangsstaate zufließen, 
und dem Vermögen im Sinne des Artikels 19 Abs. 2 
zu den Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
herangezogen werden. 

26. Internationale Organisationen, ihre Organe und Beam- 
ten sowie das Personal diplomatischer oder konsula- 
rischer Vertretungen dritter Staaten haben keinen 
Anspruch auf die in den Artikeln 8 bis 19 enthal- 
tenen Vergünstigungen, wenn sie mit den Einkünf- 
ten, die ihnen aus einem der beiden Vertragstaaten 
zufließen und mit dem Vermögen im Sinne des Ar- 
tikels 19 Abs. 2 im anderen Staate nicht zu den 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen heran- 
gezogen werden. 

Zu Artikel 23 

27. Die Verpflichtung der zuständigen Behörden, Aus- 
künfte zu erteilen, bezieht sich nicht auf Tatsachen, 
deren Kenntnis die Finanzbehörden von Banken er- 
langt haben. Soweit die Kenntnis von Tatsachen auch 
aus anderen Quellen stammt, können Auskünfte er- 
teilt werden. 


GESCHEHEN zu Luxemburg, am 23. August 1958 in 
zwei Urschriften. 


Für die 

Bundesrepublik Deutsdiland: 
Karl Graf vonSpreti 


Für das 

Großherzogtum Luxemburg: 
B e ch 

P. Werner 


10 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1101 


Notenwechsel 


Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 
Luxemburg 


Luxemburg, den 23. August 1958 


Herr Außenminister, 

Anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Abkom- 
mens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Großherzogtum Luxemburg über die Vermeidung von 
Doppelbesteuerungen und über gegenseitige Amts- und 
Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom Einkom- 
men und vom Vermögen sowie der Gewerbesteuern und 
der Grundsteuern beehre ich mich, Ihnen im Namen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland folgendes 
mitzuteilen: 

Das Abkommen gilt auch für das Land Berlin, so- 
fern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenüber der Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg innerhalb von drei Monaten nach In- 
krafttreten des Abkommens eine gegenteilige Er- 
klärung abgibt. Bei Anwendung des Abkommens auf 
das Land Berlin gelten die Bezugnahmen auf die 
Bundesrepublik Deutschland auch als Bezugnahmen 
auf das Land Berlin. 

Falls dieser Vorschlag die Billigung der Regierung des 
Großherzogtums Luxemburg findet, sollen die vorlie- 
gende Note und Ihre Antwortnote als eine Vereinbarung 
angesehen werden. 

Ich benutze diesen Anlaß, um Eure Exzellenz erneut 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung zu versichern. 

Karl Graf von Spreti 


Seiner Exzellenz 

Herrn Joseph Bech 

Großherzoglicher Luxemburgischer 

Außenminister 

Luxemburg 
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(Übersetzung) 


Ministere 

des Affaires fitrangeres 

Luxembourg, le 23 aoüt 1958 


Monsieur l'Ambassadeur, 

J'ai l'honneur d'accuser reception de votre note de ce 
jour concue en ces termes: 

„Anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Abkom- 
mens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Großherzogtum Luxemburg über die Vermeidung 
von Doppelbesteuerungen und über gegenseitige Amts- 
und Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen sowie der Gewerbe- 
steuern und der Grundsteuern beehre ich midi, Ihnen 
im Namen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land folgendes mitzuteilen; 

Das Abkommen gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Regierung des Groß- 
herzogtums Luxemburg innerhalb von drei Mo- 
naten nadi Inkrafttreten des Abkommens eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. Bei Anwendung 
des Abkommens auf das Land Berlin gelten die 
Bezugnahmen auf die Bundesrepublik Deutschland 
auch als Bezugnahmen auf das Land Berlin. 

Falls dieser Vorschlag die Billigung der Regierung 
des Großherzogtums Luxemburg findet, sollen die vor- 
liegende Note und Ihre Antwortnote als eine Verein- 
barung angesehen werden." 

J'ai l'honneur de vous marquer l'accord du Gouverne- 
ment luxembourgeois avec ce qui precede. 

Veuillez agreer, Monsieur l'Ambassadeur, les assu- 
rances de ma tres haute consideration. 

B e ch 


Son Excellence 
le Comte Karl von Spreti 
Ambassadeur de la Republique 
Föderale d'Allemagne 
Luxemb our g 


Ministere 

des Affaires Etrangeres 

Luxemburg, den 23. August 1958 


Herr Botschafter, 

Idi beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom heutigen 
Tage, die wie folgt lautet, zu bestätigen: 

„Anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Abkom- 
mens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Großherzogtum Luxemburg über die Vermeidung 
von Doppelbesteuerungen und über gegenseitige Amts- 
und Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen sowie der Gewerbe- 
steuern und der Grundsteuern beehre ich mich, Ihnen 
im Namen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land folgendes mitzuteilen: 

Das Abkommen gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Regierung des Groß- 
herzogtums Luxemburg innerhalb von drei Mo- 
naten nach Inkrafttreten des Abkommens eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. Bei Anwendung 
des Abkommens auf das Land Berlin gelten die 
Bezugnahmen auf die Bundesrepublik Deutschland 
auch als Bezugnahmen auf das Land Berlin. 

Falls dieser Vorschlag die Billigung der Regierung 
des Großherzogtums Luxemburg findet, sollen die vor- 
liegende Note und Ihre Antwortnote als eine Verein- 
barung angesehen werden." 

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß die luxembur- 
gische Regierung mit dem Vorstehenden einverstanden 
ist. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, die Versicherung 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

B ech 


Seiner Exzellenz 
dem Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland 
Karl Graf von Spreti 
Luxemburg 
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Denkschrift 


Das vorliegende Abkommen ist das zweite Ab- 
kommen, das zur Regelung der steuerlichen Bezie- 
hungen zwischen Deutschland und Luxemburg 
unterzeichnet worden ist. Das erste deutsch-luxem- 
burgische Doppelbesteuerungsabkommen wurde am 
2. Dezember 1931 unterzeichnet, erlangte jedoch 
keine Rechtskraft. 

Die Verhandlungen über das nunmehr Unterzeich- 
nete Doppelbesteuerungsabkommen begannen be- 
reits im November 1953, als wegen der immer enger 
werdenden wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
Luxemburg und der Bundesrepublik das Fehlen 
eines Doppelbesteuerungsabkommens sich in zu- 
nehmendem Maße nachteilig bemerkbar machte. 
Den Verhandlungen, die im November 1957 und im 
April und Mai 1953 fortgesetzt wurden, wurde das 
deutsch-österreichische Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen sowie der 
Gewerbesteuern und der Grundsteuern vom 4, Ok- 
tober 1954 (BGBL 1955 II S. 750) zugrunde gelegt. 

Die Doppelbesteuerung wird nach dem vorliegen- 
den Abkommen ebenso wie nach dem deutsch- 
österreichischen Doppelbesteuerungsabkommen vom 
4. Oktober 1954 dadurch vermieden, daß das Recht, 
bestimmte Besteuerungsgüter (Einkünfte oder Ver- 
mögensteile) steuerlich heranzuziehen, entweder 
dem einen oder dem anderen der Vertragstaaten 
zugeteilt wird. Diese Methode der Vermeidung in- 
ternationaler Doppelbesteuerung entspricht dem 
Prinzip, dem grundsätzlich alle kontinentaleuro- 
päischen Staaten folgen. Nur für gewisse Einkünfte 
verwendet das Abkommen die Anrechnungsmethode 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung. 

Zu den einzelnen Vorschriften des Abkommens und 
des Schlußprotokolls wird folgendes bemerkt: 

Zu Artikel 1 des Abkommens und den Nr. 1 bis 3 
des Schlußprotokolls 

Artikel 1 des Abkommens und die Nr. 2 und 3 des 
Schlußprotokolls bestimmen, für welche Steuern das 
Abkommen gilt. Nr. 1 des Schlußprotokolls schließt 
die Anwendung des Abkommens auf luxemburgische 
Holdinggesellschaften, Anteile an diesen Gesell- 
schaften und Einkünfte, die eine Person von diesen 
Holdinggesellschaften bezieht, aus. 

Zu Artikel 2 des Abkommens und den Nr. 4 und 5 
des Schlußprotokolls 

Diese Vorschriften enthalten Definitionen für einige 
im Abkommen verwendete Begriffe. Der in Ar- 
tikel 2 Abs. 1 Nr. 2 des Abkommens bestimmte Be- 
griff der Betriebstätte entspricht demjenigen, der 
vom Steuerausschuß der OEEC ausgearbeitet und 
vom Rat der OEEC den Mitgliedstaaten zur Auf- 
nahme in ihre Doppelbestcuerungsabkommen emp- 
fohlen wurde. Wegen der besonderen wirtschaft- 
lichen Verhältnisse in Luxemburg wird jedoch das 


Vorhandensein einer Betriebstätte schon dann an- 
genommen, wenn die Dauer einer Bauausführung 
oder Montage sechs Monate überschreitet. 

Zu Artikel 3 des Abkommens 

Diese Vorschrift enthält die Definition des Begriffes 
„Wohnsitz". Aus dem Zusammenhang dieser Vor- 
schrift mit den Vorschriften der Artikel 4 bis 20 des 
Abkommens geht hervor, daß das Abkommen für 
alle Steuerpflichtigen gilt, die in einem oder in bei- 
den Staaten einen Wohnsitz haben. Auf die Staats- 
angehörigkeit dieser Steuerpflichtigen kommt es 
nicht an. 

Zu Artikel 4 des Abkommens und den Nr. 6 und 7 
des Schlußprotokolls 

Diese Vorschriften bestimmen, daß Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen in dem Staat, in dem das 
unbewegliche Vermögen liegt, besteuert werden 
können. Zu den Einkünften aus unbeweglichem 
Vermögen gehören insbesondere auch Einkünfte 
aus Forderungen, die durch Hypotheken oder andere 
Grundpfandrechte gesichert sind, sowie Einkünfte 
aus unbeweglichem Betriebsvermögen. 

Zu Artikel 5 des Abkommens und den Nr. 8 bis 12 
des Schlußprotokolls 

Nach Artikel 5 des Abkommens gilt für die Be- 
steuerung der Einkünfte aus gewerblichen Unter- 
nehmen das Betriebstättenprinzip. In Artikel 5 
Abs. 2 des Abkommens und in Nr. 10 des Schluß- 
protokoils sind Vorschriften über die Ermittlung des 
Gewinns der Betriebstätten enthalten. Nach Nr. 8 
des Schlußprotokolls gilt das Betriebstättenprinzip 
in vollem Umfang auch für die Gewerbesteuer; diese 
Vorschrift bezieht sich, soweit das deutsche Steuer- 
recht in Frage kommt, auf die nach dem Gewerbe- 
kapital und der Lohnsumme bemessene Gewerbe- 
steuer. Die Nr. 11 und 12 des Schlußprotokolls be- 
stimmen, in welchen Fällen Einkünfte aus Beteili- 
gungen an einem gesellschaftlichen Unternehmen 
wie gewerbliche Einkünfte (nach dem Betriebstätten- 
prinzip) oder als Dividenden (nach dem Wohnsitz- 
prinzip) zu besteuern sind. Nr. 9 des Schlußproto- 
kolls stellt das Besteuerungsrecht für die Fälle klar, 
in denen eine Person mit Wohnsitz in einem der 
Vertragstaaten eine Betriebstätte in dem anderen 
Staat unterhält und zugleich aus diesem Staat an- 
dere Einkünfte bezieht, die nicht dieser Betrieb- 
stätte zuzurechnen sind. 

Zu Artikel 6 des Abkommens 

Dieser Artikel enthält eine Vorschrift über die 
steuerliche Behandlung der Verlagerung von Ge- 
winnen aus einem der Vertragstaaten in den 
anderen. 

Zu Artikel 7 des Abkommens und den Nr. 13 bis 15 
des Schlußprotokolls 

Diese Vorschriften enthalten eine vom Betrieb- 
stättenprinzip abweichende Regelung für die Bc- 
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Steuerung der Gewinne von Unternehmen aus dem 
Betrieb von Schiffen oder Luftfahrzeugen sowie der 
Gewinnanteile an Pools und sonstigen Betriebs-' 
gemeinschaften von Unternehmen der Seeschiffahrt, 
der Binnenschiffahrt und der Luftfahrt. 

Zu Artikel 8 des Abkommens 

Diese Vorschrift bestimmt, daß Einkünfte aus der 
Veräußerung von Beteiligungen an einer Kapital- 
gesellschaft nur in dem Staat besteuert werden 
können, in dem der Anteilseigner seinen Wohnsitz 
im Sinne des Abkommens hat. 

Zu Artikel 9 des Abkommens und Nr. 16 des Schluß- 
protokolls 

Artikel 9 des Abkommens sieht vor, daß Einkünfte 
aus selbständiger Arbeit in dem Staat besteuert 
werden können, in dem die Arbeit ausgeübt wird. 
Entsprechend dem Betriebstättenprinzip bei Ein- 
künften aus gewerblichen Unternehmen ist dieser 
Staat jedoch nur steuerberechtigt, wenn sich der 
selbständig Tätige unter Benutzung einer ihm dort 
regelmäßig zur Verfügung stehenden ständigen Ein- 
richtung betätigt. Diese Einschränkung gilt jedoch 
nicht für eine selbständig ausgeübte künstlerische, 
Vortragende, sportliche oder artistische Tätigkeit. 
Aufsichtsratsvergütungen können nach Absatz 4 
dieses Artikels in dem Staat, in dem sich die zah- 
lende Gesellschaft befindet, besteuert werden (vgl. 
dazu Nr. 16 des Schlußprotokolls). 

Zu Artikel 10 des Abkommens und den Nr. 17 bis 19 
des Schlußprotokolls 

Artikel 10 des Abkommens bestimmt, daß Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit — ebenso wie 
Einkünfte aus selbständiger Arbeit — in dem Staat 
besteuert werden können, in dem die Arbeit aus- 
geübt wird. Dieses Prinzip wird in Absatz 2 des 
Artikels und in Nr. 19 des Schlußprotokolls für vor- 
übergehend anwesende Arbeitnehmer zugunsten 
des Staates, in dem diese Arbeitnehmer ihren Wohn- 
sitz haben, eingeschränkt. 

Absatz 3 des Artikels enthält eine Sondervorschrift 
für die Besteuerung der Besatzungen von Schiffen 
und Luftfahrzeugen. 

Zu Artikel 11 des Abkommens und Nr. 20 des 
Sdilußprotokolls 

Artikel 11 stellt fest, daß Entgelte aus öffentlichen 
Kassen, die für nichtselbständige Arbeit gezahlt 
werden, in dem Staat der öffentlichen Kasse 
besteuert werden können. Allerdings ist dieses 
Prinzip zugunsten des Wohnsitzstaates dann ein- 
geschränkt, wenn der Steuerpflichtige Staatsange- 
höriger des Staates ist, in dem er seinen Wohnsitz 
im Sinne des Abkommens hat ohne zugleich die 
Staatsangehörigkeit des Staates der zahlenden 
Kasse zu besitzen. 

Zu Artikel 12 des Abkommens 

Dieser Artikel sieht vor, daß Ruhebezüge grund- 
sätzlich in dem Staat besteuert werden können, in 
dem der Empfänger seinen Wohnsitz hat. Abwei- 
chend davon steht das Besteuerungsrecht für Ruhe- 
bezüge aus öffentlichen Kassen dem Staat zu, der 


sie zahlt. Letzteres gilt auch für Bezüge, die an 
Kriegsbeschädigte oder politisch Verfolgte gezahlt 
werden. 

Zu Artikel 13 des Abkommens und Nr. 21 des 
Schlußprotokolls 

Diese Vorschriften regeln die steuerliche Behand- 
lung der Dividenden. Dividenden, die aus einem 
der Vertragstaaten an einen Steuerpflichtigen mit 
Wohnsitz im anderen Staat gezahlt werden, können 
hiernach grundsätzlich nur im Wohnsitzstaat des 
Steuerpflichtigen besteuert werden. Soweit der an- 
dere Staat (Quellenstaat) von Dividenden eine 
Steuer im Abzugsweg (an der Quelle) erhebt, bleibt 
das Recht zur Vornahme des Steuerabzugs unbe- 
rührt. Diese Steuer darf jedoch 15 v. H. der Divi- 
denden nicht übersteigen. 

Abweichend von dieser allgemeinen Regelung sind 
für Dividenden aus wesentlichen Beteiligungen an 
Kapitalgesellschaften Sonderregelungen getroffen 
worden. Grundsätzlich darf in diesen Fällen die Ab- 
zugsteuer im Quellcnstaat 10 v. H. der Dividenden 
nicht übersteigen. Durch Nr. 21 des Schlußprotokolls 
ist jedoch bei der Bemessung der Abzugsteuer in 
der Bundesrepublik berücksichtigt worden, daß hier 
zur Zeit bei der Körperschaftsteuer der ausgeschüt- 
tete Gewinn weit günstiger behandelt wird als der 
nichtausgeschüttete Gewinn. Dies ist in Luxemburg 
nicht der Fall; nach dem luxemburgischen Steuer- 
recht wird der Gewinn einer luxemburgischen Kör- 
perschaft ohne Rücksicht darauf, ob er ausgeschüttet 
wird oder nicht, mit einem einheitlichen Satz zur 
Körperschaftsteuer herangezogen. Solange in der 
Bundesrepublik der gespaltene Körperschaftsteuer- 
satz besteht und die Unterschiede in den Steuer- 
sätzen bestimmte Grenzen überschreiten, gilt des- 
halb für Dividenden, die eine deutsche Tochter- 
gesellschaft an eine luxemburgische Muttergesell- 
schaft ausschüttet, folgendes: 

1. Dividenden, die in den Kalenderjahren 1957 und 
1958 ausgeschüttet werden, unterliegen einer 
Kapitalertragsteuer von 15 v. H. (Nr. 21 Buch- 
stabe a des Schlußprotokolls). Wenn es sich um 
in 1957 vorgenommene Ausschüttungen deutscher 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung handelt, 
beträgt die Kapitalertragsteuer jedoch nur 10 v. H. 
der Ausschüttungen, soweit diese aus Gewinnen 
stammen, die nach einem Steuersatz von 45 v. H. 
zur Körperschaftsteuer herangezogen worden 
sind. Für 1957 wurde diese Regelung getroffen, 
um dem Umstand Rechnung zu tragen, daß in 
diesem Jahr der Satz der deutschen Körperschaft- 
steuer für ausgeschüttete Gewinne um 15 v. H. 
niedriger war als der Satz für nichtausgeschüttete 
Gewinne. Für 1958 bedeutet diese Regelung ledig- 
lich eine Übergangslösung. 

2. Dividenden, die nach dem 31. Dezember 1958 aus- 
geschüttet werden, unterliegen einer Kapital- 
ertragsteuer von 25 V. H. (Nr. 21 Buchstabe b des 
Schlußprotokolls). Diese Regelung ist darauf zu- 
rückzuführen, daß ab 1. Januar 1958 der Satz aus 
deutschen Körperschaftsteuer für ausgeschüttete 
Gewinne um 36 v. H. niedriger ist als der Satz 
für nichtausgeschüttete Gewinne. Weiterhin war 
bei der Bemessung des Höchstsatzes zu berück- 
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sichtigen, daß eine deutsche Muttergesellschaft, 
die Dividenden von einer deutschen Tochter- 
gesellschaft empfängt, eine Nachsteuer von 
36 V. H. zu zahlen hat, wenn sie die Dividenden 
nicht ihrerseits weiter ausschüttet; eine auslän- 
dische Muttergesellschaft kann zur Nachsteuer 
nicht herangezogen werden. 

Zu Artikel 14 des Abkommens 

Nach dieser Vorschrift können Zinsen — ausgenom- 
men solche aus hypothekarisch gesicherten Forde- 
rungen, Wandelanleihen und Gewinnobligationen 
— ■ grundsätzlich nur in dem Staat besteuert werden, 
in dem der Gläubiger der Forderung seinen Wohn- 
sitz hat. 

Zu Artikel 15 des Abkommens und den Nr. 22 und 
23 des Schlußprotokolls 

Artikel 15 des Abkommens weist das Besteuerungs- 
recht für Lizenzgebühren und andere Vergütungen 
für die Überlassung von Filmen und die Benutzung 
von gewerblichen, kaufmännischen oder wissen- 
schaftlichen Ausrüstungen oder die Überlassung 
gewerblicher Erfahrungen grundsätzlich dem Wohn- 
sitzstaat des Empfängers der Vergütungen zu. Eine 
im Quellenstaat erhobene Abzugsteuer darf 5 v. H. 
der Lizenzgebühren oder anderen Vergütungen nicht 
überschreiten. 

Sie kann jedoch nach Nr. 23 des Schlußprotokolls, 
ebenso wie bei Dividenden und Zinsen, zunächst 
nach den Sätzen erhoben werden, die ohne Berück- 
sichtigung des Abkommens anzuwenden wären. Der 
übersteigende Betrag ist auf Antrag des Gläubigers 
zu erstatten. 

Zu Artikel 16 des Abkommens 

Nach diesem Artikel können Einkünfte, für die in 
den vorhergehenden Artikeln keine besondere Re- 
gelung getroffen worden ist, nur im Wohnsitzstaat 
des Empfängers besteuert werden, hinter diese Re- 
gelung fallen insbesondere Einkünfte aus dritten 
Staaten. 

Zu Artikel 17 des Abkommens 

Dieser Artikel enthält eine Befreiungsvorschrift für 
die Einkünfte aus der Lehrtätigkeit von Gastlehr- 
kräften. 

Zu Artikel 18 des Abkommens 

Dieser Artikel enthält eine Befreiungsvorschrift für 
Unterhaltszahlungen, die Studenten, Lehrlinge, Prak- 
tikanten und Volontäre beziehen. 

Zu Artikel 19 des Abkommens 

Dieser Artikel regelt das Besteuerungsrecht für das 
Vermögen. Seine Vorschriften entsprechen weit- 
gehend den Regelungen, die für die Einkünfte aus 
den einzelnen Vermögensteilen getroffen sind. 

Zu Artikel 20 des Abkommens und Nr. 24 des 
Schlußprotokolls 

ln den vorhergehenden Artikeln wird für bestimmte 
Einkünfte oder Vermögensteile einem der beiden 


Vertragstaaten ein Besteuerungsrecht zugeteilt. 
Artikel 20 des Abkommens ergänzt diese Zutei- 
lungsnormen, indem er bestimmt, welches Be- 
steuerungsrecht der Vertragstaat hat, der in der in 
Frage kommenden Zuteilungsnorm nicht ange- 
sprochen wird. 

Wenn nach den vorhergehenden Artikeln bestimmte 
Einkünfte oder Vermögensteile im Wohnsitzstaat 
des Steuerpflichtigen besteuert werden können, darf 
nach Artikel 20 Abs. 1 des Abkommens der andere 
Staat grundsätzlich kein Besteuerungsrecht ausüben. 

Die Absätze 2 und 4 dieses Artikels bestimmen, auf 
welche Weise der Staat, in dem der Steuerpflichtige 
seinen Wohnsitz hat, die Doppelbesteuerung besei- 
tigt, die dadurch entsteht, daß der andere Staat 
gewisse Einkünfte oder Vermögensteile dieser 
Steuerpflichtigen auch nach dem Inkrafttreten des 
Abkommens noch besteuern darf. 

Bei Steuerpflichtigen, die in der Bundesrepublik 
ihren Wohnsitz haben, sind die Einkünfte und Ver- 
mögensteile aus der Bemessungsgrundlage auszu- 
nehmen, für die nach den vorhergehenden Zutei- 
lungsnormen Luxemburg ein Besteuerungsrecht hat. 
Allerdings werden die deutschen Steuern nach dem 
Satz erhoben, der dem Gesamteinkommen oder Ge- 
samtvermögen des Steuerpflichtigen entspricht (Ar- 
tikel 20 Abs. 2 Satz 2 des Abkommens). Die Be- 
freiung luxemburgischer Einkünfte gilt jedoch im 
Falle von Dividenden nur für solche Dividenden, 
die einer deutschen Kapitalgesellschaft aus einer 
wesentlichen Beteiligung an einer luxemburgischen 
Kapitalgesellschaft zufließen. Im Falle sonstiger 
Dividenden und Zinsen aus Wandelanleihen und 
Gewinnobligationen wird die luxemburgische Steuer 
lediglich auf die deutsche Steuer für diese Einkünfte 
angerechnet. 

Für die Einkünfte und Vermögensteile von Steuer- 
pflichtigen, die in Luxemburg ihren Wohnsitz ha- 
ben, ist außer für die Dividenden, die einer luxem- 
burgischen Kapitalgesellschaft aus einer wesent- 
lichen Beteiligung an einer deutschen Kapital- 
gesellschaft zufließen, eine entsprechende Regelung 
getroffen. Diese Dividenden werden in Luxemburg 
zur Hälfte in die Bemessungsgrimdlage der Ein- 
kommensteuer oder der Körperschaftsteuer und in 
voller Höhe in die Bemessungsgrundl^age der Ge- 
werbesteuer einbezogen. Dabei wird nadi Nr. 24 des 
Schlußprotokolls der Bruttobetrag der Dividenden 
um die im Abzugsweg erhobene Steuer der Bundes- 
republik Deutschland gemindert. 

Die Absätze 3 und 5 des Artikels 20 des Abkom- 
mens enthalten die Vorschriften für die Behandlung 
der wesentlichen Beteiligungen bei der Vermögen- 
Steuer und der Gewerbesteuer nach dem Gewerbe- 
kapital, die der oinkommensteuerlichen Behandlung 
der Dividenden entsprechen. 

Zu Artikel 21 des Abkommens und den Nr. 25 
und 26 des Schlußprotokolls 

Diese Vorschriften stellen fest, daß durch das Ab- 
kommen die völkerrechtlichen oder vertragsmäßigen 
Steuerbefreiungen des diplomatischen und konsu- 
larischen Personals der Vertragstaaten nicht ein- 
geschränkt werden. 
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Zu Artikel 22 des Abkommens 

Dieser Artikel sieht vor, daß die zuständigen Be- 
hörden der Vertragstaaten versuchen werden, sidi 
zu verständigen, wenn ein Steuerpflichtiger be- 
gründete Einwendungen gegen Maßnahmen der 
Steuerbehörden der Vertragstaaten hat, die zu einer 
Doppelbesteuerung führen. 

Zu den Artikeln 23 und 24 des Abkommens und 
Nr. 27 des Schlußprotokolls 

Diese Artikel enthalten Vorschriften über gegen- 
seitige Amts- und Rechtshilfe bei der Erhebung von 
Steuern im Sinne des Abkommens. 

Das Bankgeheimnis findet in Nr. 27 des Schlußpro- 
tokolls besondere Berücksichtigung. 

Zu Artikel 25 des Abkommens 

Die Absätze 1 und 2 dieses Artikels bestimmen, daß 
die Staatsangehörigen eines der Vertragstaaten und 
Staatenlose, die in einem der Vertragstaaten ihren 
Wohnsitz haben, im anderen Staat steuerlich den 
Staatsangehörigen dieses anderen Staates gleich- 
gestellt werden. 

Die Absätze 3 und 4 enthalten entsprechende Be- 
stimmungen für die Besteuerung von Betriebstätten 
und gewerblichen Unternehmen. 

Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 entsprechen 
denjenigen, die vom Steuerausschuß der OEEC aus- 
gearbeitet und vom Rat der OEEC den Mitglied- 
staaten zur Aufnahme in ihre Doppelbesteuerungs- 
abkommen empfohlen wurden. 


Absatz 5 beschränkt das in den Absätzen 1 bis 4 
enthaltene Diskriminierungsverbot auf Steuern im 
Sinne dieses Abkommens. Die beiden Verhand- 
lungsdelegationen waren sich darüber einig, daß 
das zur Zeit in den beiden Vertragstaaten geltende 
Steuerrecht den Erfordernissen dieser Vorschrift 
entspricht. 

Zu Artikel 26 des Abkommens 

Absatz 1 bestimmt, daß die zuständigen Behörden 
der Vertragstaaten die für die Anwendung des Ab- 
kommens notwendigen Verwaltungsmaßnahmen 
treffen werden. 

Absatz 2 bestimmt, daß die zuständigen Behörden 
der Vertragstaaten bei der Behandlung der Fragen, 
die sich aus dem Abkommen ergeben, unmittelbar 
miteinander verkehren können. 

Absatz 3 sieht vor, daß Auslegungsfragen und im 
Abkommen nicht geregelte Doppelbesteuerungsfälle 
von den zuständigen Behörden der Vertragstaaten 
im gegenseitigen Einvernehmen behandelt werden 
sollen. 

Zu Artikel 27 des Abkommens 

Dieser Artikel bestimmt, daß das Abkommen auf 
die Steuern anzuwenden ist, die für die Zeit nach 
dem 31. Dezember 1956 erhoben werden. 

Zu Artikel 28 des Abkommens 

Dieser Artikel enthält die Vorschriften über die 
Ratifizierung, das Inkrafttreten und eine etwaige 
Kündigung des Abkommens. 
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